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BESCHLUSSVORLAGE 
 
 
Vorlage Nr.: 2-BV/0058/2025 
Status:  öffentlich 
Geschäftsbereich: Bauverwaltung 
Datum: 21.05.2025 
 

5. Änderung des Flächennutzungsplanes "Erweiterung Angerlweg Süd/Ost", 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange 
gem. §§ 3(1), 4(1) BauGB; Billigungsbeschluss. 

 
Beratungsfolge: 
 
Datum Gremium 

 03.06.2025 Bau-, Planungs- und Umweltausschuss 

 
I. SACHVORTRAG: 
  
Der Stadtrat hat mit Sitzung vom 26.10.2023 die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes 
„Erweiterung Angerlweg Süd/Ost“ beschlossen. Der Geltungsbereich der 5. Änderung des 
Flächennutzungsplans liegt am Angerlweg, im südöstlichen Bereich Garchings, in der Nähe 
von Grundschule Ost und Werner-Heisenberg-Gymnasium.  
  
Das Konzept der 5. Änderung des Flächennutzungsplans wurde mit Sitzung des Stadtrates 
am 26.10.2023 gebilligt und für die Beteiligung der Öffentlichkeit, der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. §§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 BauGB freigegeben. Der 
Entwurf der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes in der Fassung vom 06.02.2025 liegt 
mit Begründung, Umweltbericht in der Zeit vom 26.02.2025 bis 31.03.2025 öffentlich aus. 
Während der Auslegung sind folgende Stellungnahme eingegangen: 
  
A1.1 LRA München, FB Bauen 

Sachvortrag siehe Stellungnahme A1.1 
  
Stellungnahme Verwaltung: 
Zu 1. In der Begründung, Nr. 3.1, wird auf die Darstellungen des Regionalplan 
verwiesen, die Planung entspricht diesen. Eine weitere Erörterung des LEP wird daher 
als entbehrlich angesehen. 
  
Zu 2. Gemeint ist wohl Fl.Nr. 1021/9T, die Angabe wird im Umweltbericht, S4. letzter 
Absatz, ergänzt. 
  
Zu 3. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es wird auf die Ausführungen zur 
Stellungnahme des FB Immissionsschutz (siehe Ziff. A1.2) und dem dortigen 
Beschlussvorschlag verwiesen. 
  
Beschlussvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, die redaktionelle Ergänzung unter 
Nr. 2 wird vorgenommen. 
  

A1.2 LRA, FB Immissionsschutz 
Sachvortrag siehe Anlage A1.2 
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Stellungnahme Verwaltung: 
In der Begründung, Ziff. 2.3, werden die naheliegenden Schulen aufgenommen und 
mögliche Konfliktpotentiale dargelegt. Da die stärker im außerschulischen Zeitraum 
genutzte Sporthalle des Gymnasiums ca. 100 m von der südlichen Grenze des 
Planbereichs entfernt liegt, und deren Parkplätze noch weiter entfernt sind, wird ein 
möglicher Konflikt als unwahrscheinlich angesehen. 
  
Beschlussvorschlag: 
Die Information wird zur Kenntnis genommen, die Begründung entsprechend 
ergänzt. 
  

A1.3 LRA, FB Wasserrecht 
Es erfolgt keine Äußerung. 
  

A1.4 LRA, FB Naturschutz 
Sachvortrag s. Anlage A1.4 
  
Stellungnahme Verwaltung: 
Der Hinweis auf die Darstellung oder eine Erläuterung zum naturschutzfachlichen 
Ausgleich wird zur Kenntnis genommen. Die Ermittlung des Kompensationsbedarfs in 
Wertpunkten und die flächenmäßige Verortung liegt mittlerweile vor, die 
Ausgleichsflächen werden aus dem gemeindlichen Ökokonto 1 zu Verfügung gestellt. 
Eine Erläuterung/Darstellung wird ergänzt. 
  
Beschlussvorschlag: 
Eine Erläuterung/Darstellung der Ausgleichs-maßnahmen wird ergänzt. 

  
A2) Reg. v. Oberbayern 

Sachvortrag s. Anlage A2 
  
Stellungnahme Verwaltung: 
Die Planung steht den Erfordernissen der Raumordnung nicht entgegen und 
berücksichtigt die Ziele von LEP, RP 14. Auf Ebene des Bebauungsplanes wird die 
gewählte Baudichte abgewogen und ein gebietsverträgliches Nutzungsmaß festgesetzt. 
  
Beschlussvorschlag: 
Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
  

A3) SWM 
Sachvortrag s. Anlage A3 
  
Stellungnahme Verwaltung: 
Die im bzw. nahe dem Geltungsbereich liegenden Versorgungsleitungen für Gas, Strom, 
Wasser sind bekannt. Die östlich des Plangebiets liegende Wasserleitung wird in BPl. 
196 nachrichtlich in den Plan übernommen. 
  
Beschlussvorschlag: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
  

A4) Bayer. Landesamt f.Denkmalpflege 
Sachvortrag s. Anlage A4 
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Stellungnahme Verwaltung: 
Im Rahmen des westlich an den Angerlweg angrenzenden BPl. 129 wurden 
archäologische Untersuchungen erstellt, es wurden überwiegend Pfostengruben - 
vereinzelt Hausgrundrisse - mittlerer Befunddichte verzeichnet. In der Begründung wird 
ergänzt: „Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplans ist 
eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig, die in einem 
eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der Unteren Denkmalschutzbehörde zu 
beantragen ist.“ 
  
Beschlussvorschlag: 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen, die Begründung entsprechend 
ergänzt. 
  

A5) WWA München 
Sachvortrag s. Anlage A5 
  
Stellungnahme Verwaltung: 
Das Einverständnis wird zur Kenntnis genommen, Regelungen zum Schutz vor 
Überflutungen werden im Parallelverfahren zu BPl 196 aufgenommen. 
  
Beschlussvorschlag: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

  
Keine Anregungen/keine Äußerung vorgebracht haben Reg. PV München, Vodafone, Staatl. 
Bauamt Freising, EXA Infrastruktur, Bundesnetzagentur, IHK, Handwerkskammer. Von der 
Öffentlichkeit sind ebenfalls keine Äußerungen eingegangen. 
  
Von der Verwaltung wird empfohlen, den vorstehenden Beschlussempfehlungen 
zuzustimmen und die so geänderte Planung (Stand 03.06.2025) für die Beteiligung gem. §§ 
3 Abs. 2, 4 Abs. BauGB freizugeben. 
  
  
 
II. BESCHLUSSVORSCHLAG: 
 
Der Sachvortrag wird zur Kenntnis genommen, den einzelnen Beschlussvorschlägen der 
Verwaltung wird wie vorstehend ausgeführt zugestimmt. Die Verwaltung wird ermächtigt auf 
Grundlage der so geänderten Planung die öffentliche Auslegung gem. §§ 3 Abs. 2, 4 Abs. 2 
BauGB durchzuführen. 
 
 
 
 
Anlage/n: 

1 - Stellungnahmen 
 
2 - FNP Übersicht 

 
 
 
[Dokumentende] 
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2.3 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der Abwä-
gung nicht überwunden werden können (z.B. Landschafts- und Wasserschutzgebietsverordnungen)

Einwendungen

Rechtsgrundlagen

Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)

2.4 Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, ge-
gliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage

1. Begründung (S. 6, Punkt 3.1): Wir empfehlen, ergänzend auf die Ziele des Regio-
nalplanes und des Landesentwicklungsprogrammes anhand der vorliegenden Pla-
nung einzugehen.

2. Umweltbericht (S. 4, Punkt 2.1): Der Vollständigkeit halber müsste im letzten Ab-
satz Fl.Nr. 2021/9 (Teilfläche) ergänzt werden.

3. In Ergänzung der beiliegenden Stellungnahme des Fachbereiches Immissions-
schutz vom 26.03.2025 weisen wir darauf hin, dass die immissionsschutzrechtli-
chen Problemstellungen (Heranrücken an die Schule) und ggf. Lösungsmöglichkei-
ten bereits auf Flächennutzungsplanebene in der notwendigen Schärfe noch in der
Begründung genauer darzulegen sind.

2.5 Zum Immissionsschutz, zum Wasserrecht und zum Naturschutz wird auf die beiliegenden
Stellungnahmen verwiesen, die Bestandteil unserer Stellungnahme sind.

gez. Telefon-Durchwahl: 
Technische/r Sachbearbeiter/in

Anlagen:
1 Stellungnahme des Fachbereiches 4.4.1 – Immissionsschutz vom 26.03.2025
1 Stellungnahme des Fachbereiches 4.4.1 – Wasserrecht vom 26.03.2025
1 Stellungnahme des Fachbereiches 4.4.3 – Naturschutz vom 01.04.2025
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In Kapitel 2.3 der Begründung wird angeführt, dass das Plangebiet, außer den von den an-
grenzenden landwirtschaftlichen Flächen, keinen Emissionen ausgesetzt ist. Das Wohngebiet
rückt jedoch näher an die Schulen heran. Wie bereits in der Stellungnahme zum B-Plan ange-
führt (s. Stellungnahme vom 25.03.2025) ist grundsätzlich mit einer Lärmbelastung durch die
angrenzenden Schulen zu rechnen, wobei die Geräuschimmissionen jedoch als sozialadä-
quat eingestuft werden können (Verweis auf § 22 Abs. 1a BImSchG). Ebenso sind bei einer
außerschulischen Nutzung der Sportfläche/-hallen Immissionskonflikte möglich. Dies ist noch
zu prüfen (s. Stellungnahme zum B-Plan). Grundsätzlich sind in der Begründung mögliche im-
missionsschutzfachlichen Probleme (sowie mglw. erforderliche Schallschutzmaßnahmen) zu
beschreiben und abzuwägen, um die Eignung der Fläche festzustellen.

    

Anlagen:
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2.3 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des
Sachstandes

2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der Abwä-
gung nicht überwunden werden können (z.B. Landschafts- und Wasserschutzgebietsverordnungen)

Einwendungen

Rechtsgrundlagen

Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)

2.5 Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, ge-
gliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage

Anlagen
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2.3 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. Plan berühren können, mit Angabe des
Sachstandes

2.4 Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall in der Abwä-
gung nicht überwunden werden können (z.B. Landschafts- und Wasserschutzgebietsverordnungen)

Einwendungen

Rechtsgrundlagen

Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)

2.5 Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan, ge-
gliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage

Im Rahmen der Genehmigung von Flächennutzungsplänen ist darauf hinzuweisen, dass die
Darstellung oder mindestens die Erläuterung der Ausgleichsflächen auch auf FNP-Ebene ge-
fordert wird. Dargestellt ist dies auch im Leitfaden zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung
vom Bayerischen Umweltministerium. Eine solche Darstellung/ Erläuterung ist der UNB bitte
nachzureichen.

Gez.

Anlagen
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Regierung von Oberbayern • 80534 München 

Dienstgebäude Telefon Vermittlung E-Mail
Maximilianstraße 39 
80538 München 

+49 89 2176-0 poststelle@reg-ob.bayern.de 

U4/U5 Lehel Telefax Internet 
Tram 16/19 Maxmonument +49 89 2176-2914 www.regierung.oberbayern.bayern.de 

Stadt Garching b.München 
Postfach 1453 
85742 Garching b.München 

- per E-Mail 

Bearbeitet von Telefon/Fax Zimmer E-Mail
   

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Unser Geschäftszeichen München, 
21.02.2025 ROB-2-8314.24_01_M-5-20-2 14.03.2025 

Stadt Garching, Landkreis München; 
5. Änderung des Flächennutzungsplans sowie Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr. 196 "Erweiterung Angerlweg Süd-Ost";
Verfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Regierung von Oberbayern als höhere Landesplanungsbehörde gibt folgen-
de Stellungnahme zu den beiden o.g. Bauleitplanungen im Parallelverfahren ab. 
Sofern sich Inhalte der Stellungnahme nur auf eine Bauleitplanung beziehen, 
wird dies kenntlich gemacht. 

Planung: 
Die Stadt Garching bei München beabsichtigt mit dem o.g. Parallelverfahren die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung von Wohnbauflächen 
zu schaffen. Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Garching und dort im süd-
östlichen Bereich zwischen dem Wohngebiet am Angerlweg und der Grund-
schule Ost. Das Plangebiet ist bislang unbebaut. Es befindet sich an der 
Schnittstelle bestehender Wohnnutzung im Westen, dem Schulzentrum im Sü-
den und Südosten und den nördlich und östlich angrenzenden landwirtschaftlich 
genutzten Flächen. Aktuell wird der Vorhabenbereich (Größe rund 0,36 ha) als 
Gemeinbedarfsfläche mit den Zweckbestimmungen Sporthallen/Sportanlagen, 
Soziale Einrichtung Kindergarten/-krippe/Hort und Schule dargestellt, direkt an-
grenzend an Wohnbauflächen. Auf Bebauungsplanebene werden die Festle-
gungen so getroffen, dass insbesondere Doppel- und Reihenhäuser ermöglicht 

A 2
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werden. 
 
 
Bewertung und Ergebnis: 
Das Planungsgebiet befindet sich gemäß Karte 2 „Siedlung und Versorgung“ des Regional-
plans der Region München in einem Hauptsiedlungsbereich. Diese Flächen kommen für die 
Siedlungsentwicklung besonders in Betracht (vgl. RP 14 B II G 2.1). 
Die o. g. Bauleitplanung trägt dem Ziel 3.2 des Bayerischen Landesentwicklungsprogramms 
(LEP) sowie dem Ziel B II 4.1 sowie dem Grundsatz B II 1.2 des Regionalplans der Region 
München (RP 14) Rechnung, wonach in Siedlungsgebieten die vorhandenen Potenziale der 
Innenentwicklung möglichst vorrangig zu nutzen sind und die Siedlungsentwicklung flächen-
sparend erfolgen soll. Auf Bebauungsplanebene wäre eine Ermöglichung einer dichteren und 
flächeneffizienteren Bebauung wünschenswert. 
  
Die o.g. Planungen stehen den Erfordernissen der Raumordnung nicht entgegen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. 

  
 
Sachgebiet 24.2 - Landes- und Regionalplanung 
in den Regionen Ingolstadt (10) und München (14) 
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1

Balzer, Oliver

Von:
Gesendet: Montag, 31. März 2025 12:55
An: Bebauungsplan
Cc: Bauleitplanung; bauleitplanung@lra-m.bayern.de
Betreff: AW: Garching, 5. Änderung FNP

Sehr geehrter Herr ,  
sehr geehrte Damen und Herren, 

mit dem genannten Flächennutzungsplan besteht aus wasserwirtschaftlicher Sicht Einverständnis. Wir verweisen auf 
unsere Stellungnahme zum im Parallelverfahren laufenden Bebauungsplan Nr. 196 „Erweiterung Angerlweg Süd-
Ost“. 
Das Landratsamt München erhält die E-Mail in cc. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
___________________________ 
Abteilungsleiter Landkreis München 
Baurat, M. Sc. 
Wasserwirtschaftsamt München 
Tel.: 089-21233  
Heßstraße 128 
80797 München 

 
www.wwa-m.bayern.de 
Hinweis: Unter persönlichen Adressen eingehende E-Mails werden bei Abwesenheit nicht automatisch weitergeleitet. Wichtige Nachrichten daher bitte immer 
an poststelle@wwa-m.bayern.de senden.

Think green, read from the Screen. (Vor dem Drucken dieser e-Mail denken Sie bitte an den Schutz der Natur und unserer Umwelt)

A 5
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Standort 
Heßstraße 128 
80797 München 

Telefon / Telefax 
+49 89 21233-03 
+49 89 21233-2606 

E-Mail / Internet
poststelle@wwa-m.bayern.de

www.wwa-m.bayern.de

Stadt Garching b. München  
Rathausplatz 3  
85748 Garching b. München  
Bauleitplanung <bauleitpla-
nung@garching.de> 

 

 
Ihre Nachricht Unser Zeichen Bearbeitung  +49 (89)  Datum 
  2-4622-ML 06-12508/2025  31.03.2025 
    

 

 

Bebauungsplan Nr. 196 „Erweiterung Angerlweg Süd-Ost"; Beteiligung der Öffent-
lichkeit und der Träger öffentlicher Belange gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 Bauge-
setzbuch (BauGB) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zu genanntem Bebauungsplan nimmt das Wasserwirtschaftsamt München als Trä-

ger öffentlicher Belange wie folgt Stellung. 

1. Überflutungen infolge von Starkregen 

„Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebau-
ungsplans Überflutungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind 
bauliche Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die das Eindringen von ober-
flächlich abfließendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft 
verhindert. Kellerfenster sowie Kellereingangstüren sollten wasserdicht 
und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor Lichtschächten, ausgeführt wer-
den.“ 
 

2. Bodenschutz 

„Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterboden sind zu 
schonen, getrennt abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Ver-
dichtung zu schützen und möglichst wieder seiner Nutzung zuzufüh-
ren.“ 
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„Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen 
und stofflichen Beeinträchtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials 
die Vorgaben der DIN 18915 und DIN 19731 zu berücksichtigen.“ 
 

3. Niederschlagswasser 

Wir empfehlen den Abschnitt Nr. 4.6.3 der Begründung im Teil B Hinweise zur Sat-

zung aufzunehmen. 

Zusammenfassung 

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundlegenden wasserwirtschaftlichen Beden-
ken, wenn obige Ausführungen berücksichtigt werden.  
 

Das Landratsamt München erhält einen Abdruck des Schreibens per E-Mail. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. 

 

 

Seite 25 von 26 in Zusammenstellung



Seite 26 von 26 in Zusammenstellung


	Vorlage
	Anlage  1 Stellungnahmen
	Anlage  2 FNP Übersicht

